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Staatskunst
Staatskunst ist weder die Anwendung allgemeiner sittlicher 

Grundsätze auf die Notwendigkeiten des täglichen gesellschaftlichen 
Lebens, wie gewisse Idealpolitiker annehmen, noch, wie die Real­
politiker behaupten, Verwirklichung des Erreichbaren am Maße 
grundsätzlicher Bekenntnisse. Staatskunst ist Dienstleistung für den 
wirtschaftlich Starken mit dem einzigen Ziel, dessen Vorteile zu 
vermehren, um des Amtes, sein Dienstmann zu sein, würdig be­
funden zu werden. Staatskunst ist Unterordnung der öffentlichen 
Dinge unter die privaten der eigenen Person oder des Vereins, der 
sich mit den Angelegenheiten des Staates befaßt und deshalb Partei 
heißt; denn Parteipolitik ist Staatspolitik, und Staatskunst ist Partei­
politik mit den ideellen und materiellen Mitteln der Gesamtheit. 
Staatskunst ist Verleugnung alles Anstands, aller Wahrhaftigkeit, 
aller Ueberzeugung, aller Treue gegen die Gutgläubigkeit, Bezwin­
gung des den Menschen von Natur eingeborenen Gefühles von 
Freiheit und Gerechtigkeit, Abtötung des ursprünglichen Wissens 
um Recht und Moral und Anbetung leerer Begriffe, hinter deren 
weihevollem Klang sich Habsucht, Herrschsucht und Quälsucht ver­
birgt. Staatskunst ist Entgeistigung und Entwürdigung des Lebens 
um des Gewinns und des stumpfsinnigen Luxus einer kulturlosen 
Oberschicht willen, ist Willkür aus Angst vor dem Durchschaut­
werden, ist Einimpfung falscher und schädlicher Meinungen in 
Seelen und Hirne der wertschaffenden Volksmehrheit, der die Reli­
gion erhalten wird, um ihr die Kritik abzutreiben. Staatskunst ist 
das Verfahren, das lebendige gesellschaftliche Geschehen in Gesetze 
und unbewegliche Formeln einzufangen und dadurch zu einem toten 
Uhrwerk zu machen, den Schaffenswillen der Gesamtheit den Nütz­
lichkeiten der Bevorrechteten zu opfern und diese Nützlichkeiten 
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von Vertretern der Entrechteten mit Gewalt schützen zu lassen. 
Staatskunst ist, was sich an folgenden Beispielen offenbart.

Vor fünf Jahren löffelten die Staatskünstler in London die Suppe 
aus, die die Finanzkünstler, ihre wahren Herren, ihnen gekocht 
hatten. Es handelte sich darum, daß die Sieger im Weltkrieg nach 
dem großartigen Raubzug, den das deutsche Kapital erfolgreich 
gegen die kleinen Sparer und Dreiquartel-Kapitalisten des Landes 
unternommen hatte, ihre Ansprüche an den Kriegsverlierer sichern 
wollten. Die Inflation hatte die letzte Mark, deren Herkunft auf 
Arbeit zurückzuführen schien, den letzten als „mündelsicher“ vom 
Staat garantierten Hunderter der armen Waise, des Krüppels und 
des Fünfgroschen-Rentiers in die unergründlichen Taschen der 
Stinnes, Thyssen, Krupp und der übrigen Großausbeuter geleitet. 
Die Staatskünstler, obenan der unvergeßliche Ebert — im Hinblick 
auf seine proletarische Vergangenheit freilich war er der vergeßliche 
Ebert —, wimmerten — deutsche Würde äußert sich in dieser 
Republik gewöhnlich wimmernd —, nur Amerika könne noch helfen; 
die Mark müsse stabilisiert werden, hierzu bedürfe es der Wieder­
einführung der Goldwährung, welche ihrerseits der Deckung durch 
ein Goldlager im Keller der Reichsbank bedürfe. Die von Herrn 
Helfferich ersonnene, von Herrn Hilferding praktizierte „Zwischen­
lösung“ der Rentenmark erfüllte zwar nicht den Zweck, ein Zahl­
mittel von zuverlässigem Wert zu sein, wohl aber den höheren, das 
bis dahin staatliche Münzgeschäft der unmittelbaren Aufsicht des 
Großkapitals zu unterstellen. Der von Hugo Stinnes sen. zuerst 
und mit steigendem Nachdruck erhobenen Forderung, die großen 
Staatsbetriebe müßten dem Privatkapital überlassen werden, war 
der erste greifbare Erfolg beschieden. Später erklärte der franzö­
sische Staats- und Wirtschaftsmann Loucheur (anderswo ist man 
so aufrichtig, die Geschäfte der Regierung und der Volksausplünde­
rung, die ohnehin die gleichen sind, gelegentlich in Personalunion 
betreiben zu lassen) auf der Weltwirtschaftskonferenz in Genf, die 
Funktionen des Staates müßten auf dem Gebiete der Wirtschaft 
abgebaut und dem Privatkapital übergeben, seine Aufgaben auf das 
Gebiet des Polizei- und Justizwesens zurückgedrängt werden. In 
Deutschland hatte man inzwischen auf diesem Wege bereits weitere 
Schritte getan; die Staatskünstler, gestützt auf die sozialdemokra­
tischen Ministeranwärter und dazumal repräsentiert durch den Röm­
ling Marx und den Alldeutschen Stresemann, Unterzeichneten den 
Londoner Vertrag, der das Gutachten des amerikanischen Generals 
Dawes (in den Vereinigten Staaten ist man so aufrichtig, daß man 
sogar die Geld- und die Kriegsgeschäfte, die gewiß eng zusammen­
gehören, in Personalunion betreiben läßt) zum Gesetz für das 
deutsche Volk erhob.
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Der in London besiegelte Dawes-Pakt überführte die Reichs­
eisenbahn in Privatverwaltung, stellte die gesamte Finanzgebarung 
des Staates unter die Kontrolle des Beauftragten der New Yorker 
Börse, des Herrn Parker Gilbert aus Amerika und legte Beschlag 
auf bestimmte Einkünfte der Reichsbahn, des Reichshaushaltes und 
der Industrie, ohne jedoch eine Endsumme der Verschuldung 
Deutschlands an die Siegerstaaten festzustellen. Der Staatskunst 
wurden bei dieser Gelegenheit prächtige Aufgaben gestellt. Die 
Nationalisten hatten das von Versailles her geübte Niemals !-Geschrei 
ertönen zu lassen, damit die arbeitende Bevölkerung rechtzeitig 
merke, daß alle Last auf ihre Lebenshaltung fallen würde und dabei 
den Zorn vom deutschen Schieber weg gegen den welschen Vampyr 
und seinen jüdischen Fütterer wende; die Staatskünstler Weimarer 
Sorte hatten zugleich den Abschluß des Vertrages als Sieg der Ver­
nunft und Gerechtigkeit zu preisen, da der Finanzkontrolleur bloß 
Reparationsagent hieß und überdies die ersehnte amerikanische An­
leihe von 800 Millionen Mark die Stabilisierung der Währung ver­
bürgte, eine Stabilisierung nach demselben System, unter dem die 
alte Mark bis zum billionsten Teil ihres Nennwertes sinken konnte. 
(Silvio Gesell hat den Schwindel des goldgedeckten Geldes theore­
tisch, die Inflation hat ihn praktisch erwiesen.) Den Steuerzahlern 
wurde eine Verzinsung der Dawes-Anleihe in Höhe von 8 Prozent 
auferlegt, doch wurde die Anleihe gleich nur mit einem Provisions­
abzug aufgelegt, der etwa 25 Millionen betrug (sprich: Betrug) und 
die Bedingung gestellt, daß 400 Millionen unantastbar, d. h. unpro­
duktiv als „Sicherheit“ für die Währung liegen zu bleiben haben. 
Weniger als die Hälfte davon gingen also in den Umlauf ein und 
mußten die 8 Prozent Zinsen für den Gesamtpump aus dem Prole­
tariat als Mehrwert heraus wirtschaften. Die flüssigen 375 Millionen 
verlangten demnach eine Verzinsung von mehr als 16 Prozent.

Die Staatskunst betätigte sich angesichts dieser Umstände darin, 
daß die Gesetzgebung bemüht werden mußte, um zu verhindern, 
daß der Besitz, der ja durch Belastung der Industrie mit etwa 
5 Milliarden vom Dawespakt mit in Anspruch genommen war, hier­
durch Schaden leide und im Gegenteil dafür zu sorgen, daß er auch 
aus dieser neuen Volksnot reichen Gewinn ziehe wie vordem aus 
Krieg, Niederlage, Revolution, Konterrevolution, Inflation und De­
flation. So erwuchs aus dem Reparationsvertrag der Reparations­
gewinn, nach außen erkennbar in der Rationalisierung der Privat­
wirtschaft und im Abbau von massenhaft Beamten und Angestellten 
in allen öffentlichen Betrieben, wobei sorgfältig darauf geachtet 
wurde, daß dieser Abbau nirgends den bürokratischen Apparat betraf, 
sondern immer nur die tatsächliche Arbeit, deren Ausfall durch wilde 
Ueberlastung der bei verminderten Reallöhnen weiter beschäftigten 
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Proletarier ausgeglichen wurde. Betriebsstillegungen und Herab­
setzung der Produktion mit Kurzarbeit kennzeichneten die Verhält­
nisse, eine Massenerwerbslosigkeit von nie erlebten Ausmaßen setzte 
ein, während zugleich die Beseitigung des Achtstundentages und die 
Verlängerung der Arbeitszeit überall, ohne auf Abwehr der Gewerk­
schaften zu stoßen — deren Führer haben es ja mit der Staatskunst 
und waren vom Dawesabkommen bezaubert —, erzwungen wurde. 
Streikbewegungen wurden mit den Mitteln der Staatsmacht und 
denen der Parteidemagogie erdrosselt, Massenaussperrungen er­
stickten drohende Arbeiteransprüche. Die Steuergesetzgebung der 
Regierung Luther-Schlieben legte restlos alle Lasten auf die Schul­
tern der Armut, ohne hierbei von den Sozialdemokraten gestört zu 
werden; denn die waren auf die Dawesrettung am allerstolzesten, 
weil sie seit 1918 Staatskunst gelernt hatten. Mit Zöllen wurde dafür 
gesorgt, daß dem Besitz kein Schaden erwüchse. Die arme Industrie 
aber bekam vorher schon eine Entschädigung für die schrecklichen 
Opfer, die sie dem Vaterlande gebracht hatte, in Höhe von 760 Millio­
nen Mark.

Es hat sich später herausgestellt, daß Ebert und seine Sollmanns 
und Schmidts an dieser Liebesgabe für die reichsten Bürger des 
Landes erheblichen Anteil hatten. So verwirklichten die Staats­
künstler ihre Versammlungsforderung: Erfassung der Sachwerte. 
Dieses Geld war also ohne Amerika da, ebenso wie die 2 Milliarden 
da sind, die alljährlich von der Reichswehr verbraucht werden, und 
wie die 700 Millionen da sind, die die Polizei jährlich verschlingt, 
um ihre Severings, Grzesinskis und Zörgiebels die Staatskunst mit 
Panzerwagen und Knuten gegen die Arbeiter üben zu lassen. Man. 
preßt dafür genügend Milliarden heraus aus dem Schweiße derer, 
die heute noch, wie ehedem der Ebert, Sattler sind oder Handlungs­
gehilfen, wie ehemals der Müller, oder Schlosser, wie Severing einer 
war, oder wie Grzesinski Metalldrücker, Böttcher wie Zörgiebel, 
oder auch Aerzte, wie unser aller Liebling Hilferding. Die 800 Millio­
nen aber, die dazumal nötig waren, um die Währung zu sichern, die 
konnte man nicht wie die Milliarden, die man von Versailles her 
ohnehin Jahr für Jahr aufbringen muß und die Milliarden, ohne die 
wir ungefährdet eine Ueberzeugung über die Straße tragen könnten, 
in Deutschland selbst finden. Um die zu kriegen, mußte man dem 
westlichen Bankkapital tributpflichtig werden und die eigene Staats­
kunst der Rechenkunst des Morgan-Agenten Parker Gilbert unter­
stellen. Nachher wundern sich die guten Leute, die bei uns Politik 
machen, wenn die Völkischen und Revanchisten niemals um gute 
und zugkräftige Parolen verlegen sind.

Aber — der Wahrheit die Ehre! — die Staatskunst ist nicht nur 
sozialdemokratische Eigenart. Auch nationale Kreise verstehen sich 
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darauf, sofern man sie an die Krippe läßt. Der Dawes-Wahnwitz 
konnte erst Wirklichkeit werden, als die Deutschnationalen sich 
überlegt hatten, daß das von ihnen mit lautem Geheul verkündete Un­
glück des Volkes durch die Versklavung im Londoner Vertrag für 
sie leichter zu ertragen sei als der Verzicht auf Ministersessel. Darin 
gleichen sich die Staatskünstler aller Färbungen, daß ihnen Hunger 
und Elend nichts gilt, wenigstens nicht, wenn andere davon be­
troffen werden, soferne nur ihr Ehrgeiz und ihr Machtstreben be­
friedigt wird. Die Deutschnationalen verhalten den Dawesgesetzen 
mit ihrer Halb- und Halb-Abstimmung zur Annahme und waren, 
solange sie in der Regierung saßen, die treuesten Hüter ihrer Durch­
führung. Sicherlich ist dieser Charakterbauchaufzug für eine die 
kapitalistische Ausbeutung grundsätzlich bejahende, betont arbeiter­
feindliche Partei kein so krasser Gesinnungsbruch wie etwa die 
Haltung der Sozialdemokratie in allen Entschlüssen seit 1914, wie 
ihre Noskiaden und Zörgiebeleien ohne Ende oder wie die ekelhafte 
Panzerkreuzerkomödie, die sie uns nun als Serienstück vorspielt — 
aber immerhin schon ein beachtliches Beispiel von Staatskunst.

Jetzt hat der Dawesplan in Paris geyoungt. Noch ist nicht völlig 
zu übersehen, welche Folgen die Erhebung des in 17 Wochen 
Schachern zustande gebrachten Gutachtens zur gesetzlichen Fessel 
des deutschen Proletariats im Einzelnen nach sich ziehen wird. Un­
sere republikanischen Staatskünstler jauchzen erst einmal beseligt 
auf, daß die schreckliche Zeit der Daweslast, bei deren Beginn sie 
ebenfalls beseligt aufjauchzten, nun überwunden ist. Endlich wissen 
wir doch, was an Kriegsreparationen überhaupt noch zu zahlen ist 
und daß es nur noch 58 Jahre lang durchschnittlich 2,050 Milliarden 
Mark zu entrichten gilt, abgesehen von den Sonderverschuldungen 
an einzelne Gläubiger-Staaten.

Die Staatskunst unserer deutschen Regierer hat sich nie in so 
reizvoller Selbstzufriedenheit vorgeführt wie augenblicklich, wo eine 
sozialdemokratische Bonzenschaft die Rettung aus aller Not anpreist. 
Davon, daß die Müller, Wissell und Hilferding von ihrem Stresemann 
noch nicht einmal die Erlaubnis bekamen, zu den Verhandlungen 
auch nur einen einzigen Vertreter der Gewerkschaften mit nach 
Paris zu schicken, spricht man gar nicht. Mit denen wäre es freilich 
kaum anders gekommen. Wenn diese Kerle von einem amerika­
nischen Bankier oder einem englischen Konzerndirektor beim Früh­
stück angeprostet werden, halten sie sich für Heroen der Staats­
kunst und die Gaunerei, auf die sie anstoßen, für die Anerkennung 
proletarischer Ansprüche. Aber die Kapitalisten halten nicht einmal 
mehr die Wahrung des Scheins für zweckmäßig. Die Sozialdemo­
kraten buchen auch die Siege der Schacht und Kastl auf ihrer Plus­
seite. Die haben immerhin erreicht, daß der Young-Plan ausdrücklich 
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empfiehlt, die deutsche Gesetzgebung möge die durch die Dawes­
gesetze bis jetzt mit jährlich 300 Millionen belastete Industrie von 
der Aufbringung der „Annuitäten“ (die Staatskünstler unserer Repu­
blik würden sich die Zunge abbeißen, wenn sie sich verständlich 
ausdrücken und statt dessen Jahreszahlungen sagen sollten) in Zu­
kunft befreien. Man wird schon alles wieder auf die Lebenshaltung 
des Proletariats abwälzen können, das anscheinend noch nicht genug 
geschröpft wird. Dafür wird aber die Sozialversicherung abgebaut, 
— die Sozialdemokraten haben in Magdeburg schon versichert, daß 
Sie daran nicht tippen lassen; auf dem nächsten Parteitag wird also 
so wenig von Sozialversicherung geredet werden dürfen, wie auf 
diesem vom Panzerkreuzer und vom Konkordat.

Ein besonders lieblicher Ertrag erlesener Staatskunst ist die 
Gründung der Reparationsbank, zu der die sozialdemokratischen 
Anbeter des Staates, die Verkünder eines Sozialismus, welcher sich 
in der Uebernahme privater Unternehmungen in staatliche Verwal­
tung ausdrücken soll, nunmehr die Gesetzesvorlage liefern. Diese 
Reparationsbank erhält die Aufgaben zugeteilt, die bislang dem 
Reparations-Agenten oblagen. Ihr Zweck aber ist die „Kommerzia­
lisierung“ der Reparationen. Wenn Begriffe einen Sinn haben und 
Erfahrungen Rückschlüsse rechtfertigen, bedeutet das nichts anderes 
als die Umwandlung der staatlichen Verschuldung des deutschen 
Reiches an auswärtige Staaten in eine Verschuldung an Private. 
Wir werden demnach mit der Inkraftsetzung des Young-Abkommens 
durch die aus Arbeiterstimmen bevollmächtigte Regierung des 
Staates die Abdankung des Staates in einer seiner wichtigsten Funk­
tionen erleben. In den aus dem Kriege entstandenen finanziellen 
Verpflichtungen zwischen den Staaten wird der Staat als bestim­
mender Faktor ausgeschaltet und erhält lediglich das Patent als 
Gerichtsvollzieher, der den Arbeitern die Lebenshaltung zu kürzen 
und das Fell vom Leibe zu ziehen hat, um den Ertrag dem inter­
nationalen Privatkapital zur gefälligen Verteilung untereinander zu­
zuführen. Man sieht, daß das Rezept des Herrn Loucheur als gut 
befunden ist, und deutsche Sozialdemokraten bereichern damit das 
öffentliche Leben. Staatskunst!

Die Beispiele der Staatskunst aus den allerletzten Wochen, die 
den Beweis liefern, daß Staatskunst nichts anderes mehr ist als 
Gesinnungslosigkeit, ließen sich dutzendweise vermehren. Die 
tollsten Stücke auf diesem Gebiete leisten wie immer die Sozial­
demokraten und vor allen ihr Hilferding. Man denke doch nur 
daran, wie dieser „Sozialist“, der das theoretische Buch über das 
Wesen des Finanzkapitals geschrieben hat, um mit ihm die Not­
wendigkeit der proletarischen Revolution zu beweisen (er hat das 
Buch aus dem Handel zurückziehen lassen, — Staatskunst auch das), 
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das Defizit im Staatssäckel decken wollte. Er schrieb eine 500 Mil­
lionen-Anleihe bei den Großbanken aus, gegen die Zusicherung voll­
kommener Steuerfreiheit der gezeichneten Summen und einer Ver­
zinsung, die den Zeichnern eine Riesenprämie auf Kosten der Armut 
zusicherte. Der Mann, von allen Seiten, auch von Kapitalisten, wegen 
des bodenlos unsozialen Charakters dieses Pumpausschreibens an­
gegriffen — verteidigte sich mit dem furchtbaren Kassenzustand des 
Reiches, den er von den Vorgängern übernommen habe. Das darf 
man hierzulande machen, nachdem man gerade vorher erklärt hat, 
gegen den Panzerkreuzerbau sei vom Standpunkte des Finanz­
ministers nichts einzuwenden, da die Reichskasse reichlich gefüllt 
sei. Mindestens braucht man dann von seinen Parteigängern in 
Magdeburg keine Vorhaltungen zu fürchten. Nun hat aber die uner­
hörte Auslobung eines Darlehens nicht einmal Erfolg gehabt. Das 
liegt daran, daß Hilferdings Spekulation sich hauptsächlich auf die 
Kapitalien richtete, die aus Gründen der Steuerhinterziehung im 
Ausland angelegt sind. Zwar wäre denen, die sich durch Beteiligung 
an der Anleihe bloßgestellt hätten, bestimmt nichts Arges geschehen 
— hat doch Hilferding eben in einer Denkschrift selbst bekannt, daß 
die Schiebungen, derentwegen Hugo Stinnes jun. gerade vor Gericht 
steht, etwas gerissener ausgeführt, allgemeine Uebung bei den Groß­
banken waren, denen man deshalb die Verzinsung ihrer unrecht­
mäßigen Gewinne aus öffentlichen Mitteln keineswegs kürzt —; aber 
die Tatsache, daß statt der erwarteten 500 Millionen nur 177,7 Mil­
lionen gezeichnet wurden, beweist, daß das Vertrauen, das Herr 
Hilferding in seine Staatskunst setzt, von den klügsten Rechnern 
des Landes nicht geteilt wird. Man hält die Republik mit ihrem 
bildschönen parlamentarischen System, mit ihrer bezaubernden 
Demokratie und selbst mit ihrem Hindenburg am Präsidium durch­
aus nicht für so solide, daß man nicht die faschistischen Vorberei­
tungen zu ihrer Beseitigung in alle noch so verlockenden Geld­
spekulationen einrechnen sollte.

Die Sozialdemokraten freilich können sich eine Pleite ihrer 
Staatskunst schlechterdings nicht vorstellen. Welche Gescheitheit 
haben sie gerade wieder in Preußen zuwege gebracht, indem sie 
ein Konkordat mit der katholischen Kirche unterschrieben haben; 
denn das sei gar kein Konkordat, sagen sie, sondern nur ein Staats­
vertrag. Dieser Vertrag ist ein Meisterwerk des Klerus, eine Macht­
erweiterung der Kirche gegen den Staat, die nicht zu erkennen man 
tatsächlich schon sozialdemokratischer Staatskünstler sein muß. Der 
Vatikan hat in Preußen die Stützpunkte schaffen können, die ihm 
unter dem Königtum stets versagt waren, und er ist klug genug, die 
Brauns und Grzesinskis glauben zu lassen, sie hätten den Papst zu 
Verzichten gezwungen, indem sie ihn nicht gleich zum bestimmenden 
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Herrn des preußischen Schulwesens zuließen. Die neuen Bistümer 
die Einschränkung des staatlichen Rechtes auf die Besetzung kirch­
licher Aemter, die Bindung des Staates an materielle Verpflichtungen- 
die nebelhaften Bestimmungen über „Eigentums- und andere Rechte" 
(Art. V) lassen Rom in diesem Vertrag einen mächtigen Triumph 
erleben, an dem wir noch viel zu beißen haben werden. Aber Herr 
Braun vergleicht mit Bayern, das allerdings kulturell nichts anderes 
als eine römische Provinz ist, wozu in Preußen jetzt erst der aller­
erste Schritt getan ist. Und dann ist da noch ein Unterschied. Die 
Bayern nämlich, die das Konkordat mit dem päpstlichen Stuhl ab­
schlossen, sind päpstlicher Gesinnung, und ihre Staatskunst bestand 
gerade darin, daß sie die Staatsverfassung verbogen, um der Kirche 
eine Gefälligkeit zu tun. Das preußische Konkordat aber ist von 
Leuten unterschrieben worden, die ihr Leben lang Kirchenfeindschaft 
zur Schau getragen haben und deren Staatskunst auch hier wieder 
nichts als die Leichtigkeit ist, eine beschworene Gesinnung zu ver­
leugnen.

Nicht daß die Bayerische Volkspartei nun als Inbegriff hehrer 
Ueberzeugungstreue gepriesen werden sollte. Eben stimmt sie der 
Verlängerung des Gesetzes zum Schutz der Republik zu, und da 
wird die Erinnerung wach an die schönen Zeiten, als dieselbe Partei 
ihren Kahr bevollmächtigte, diesem Gesetz als Verbrechen an jeg­
lichem Recht und als Schmach an allem Heiligen die Anerkennung 
zu verweigern, es in Bayern außer Kraft zu setzen und ein fürchter­
liches Niemals! zu schmettern. Jetzt sitzt man in der Reichsregie­
rung, und übt Staatskunst wie die anderen auch. Auch hat das 
Gesetz inzwischen seinen Charakter als verschärfte Auflage des 
Bismarckschen Sozialistengesetzes erwiesen.

Während der Dawes-Verhandlungen und dann, als die Steuern 
und Bedrückungen eingeführt wurden, die die Wirkung des Folter­
werkzeugs waren, betätigte sich die Staatskunst der sozialdemo­
kratischen Minister und Polizeipräsidenten in eifriger Verfolgung der 
kommunistischen Verbände und Zeitungen. Was sich augenblicklich 
begibt, ist uns also von früher her geläufig. Die Parteikommunisten, 
die selber auf dem Wege über den Staat zum Sozialismus gelangen 
wollen und die auf diesem Wege unfehlbar in dieselben Schlingen 
der Staatskunst geraten müssen, in denen jetzt die Sozialdemokratie 
als proletarisches Gebilde stinkend verreckt, die Parteikommunisten 
sind zur Zeit, da gute revolutionäre Arbeiter in ihren Reihen stehen 
und revolutionären Charakter zeigen, die gehaßten und schmählich 
mißhandelten Objekte sozialdemokratischer Staatskunst. Solange 
ihre Organe verboten, ihre Verbindungen aufgelöst, ihre Anhänger 
kujoniert und verleumdet werden, treten selbstverständlich alle 
taktischen Gegensätze und theoretischen Streitfragen in den Hinter­
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grund. Proletarische Organisationen, die im Dienste der Joung und 
Thyssen von den Severings und Zörgiebels verfolgt werden, haben 
Anspruch auf die Solidarität aller revolutionären Arbeiter. Das ist 
das Ergebnis der Staatskunst dieser Lakaien des Kapitals, daß sie 
zu einander treiben, was, noch so weit in den Grundauffassungen 
getrennt, in Haß gegen die Staatsgewalt verbunden ist, daß sie 
stärken, was sie schwächen wollen, und daß sie — so wollen wir 
Anarchisten hoffen — die Staatsgläubigkeit bei den Arbeitern unter­
graben, die endlich begreifen werden, worauf es ankommt; nicht die 
Macht zu erobern, sondern sie zu vernichten! Eine Staatskunst, die 
sich einbildet, sie könne ein getretenes Volk 58 Jahre lang mit 
Gummiknüppeln und Gewehrpatronen zwingen, zu jeder Aus­
pressung stillzuhalten, wenn nur „Sozialisten“ die Quetsche be­
dienen, krepiert an der eigenen Dummheit. Sie bedarf keiner 
58 Jahre, um dem Volke die Verruchtheit des Staatsbegriffs sinn­
fällig zu machen. Auf dem Dreckhaufen, auf dem die Hohenzollern 
gelandet sind, ist auch für ihre sozialdemokratischen Nachfolger 
Platz.

Am Pranger der Geschichte
Ohne Scham und Gefühl für die eigene Schande ist die Geschichte be­

sonders der deutschen Sozialdemokratie, ein schmutziges Schandblatt in 
der Entwicklungsgeschichte der gesamten Arbeiterbewegung.

Ihre Politik ist die Politik des Burgfriedens zwischen zwei Klassen, 
zwischen denen nie Frieden sein kann. Sie sind in Wahrheit viel eher 
Utopisten, Phantasten und Verkenner des wirklichen sozialen Lebens als 
wir, die von ihnen in dieser Art verschrien werden. Wir haben stets 
erkannt, daß es der größte Irrtum ist, den die ausgebeutete Klasse 
begehen kann, wenn sie glaubt, daß eine, für beide Teile befrie­
digende Regelung der Beziehungen zwischen Geknechteten und Herr­
schenden überhaupt möglich ist Ein freiheitsliebender Mensch in 
Fesseln der Abhängigkeit kann sich niemals mit irgendwelchen Bestim­
mungen wie und unter welchen Umständen er aus gebeut et werden darf, 
mit einem gesetzlich ertaubten Maß von Freiheit zufrieden geben. Ein 
Freiheitsmensch will die ganze Freiheit — oder gar keine, denn im Joch 
der Sklaverei ist noch eher ein Aufstand der geknechteten Massen möglich, 
als in einem Zustand magerer Zugeständnisse, die doch weder etwas Halbes 
noch etwas Ganzes sind. Ein Herrenmensch, will stets die unbedingte Ge­
walt über seine Untergebenen. Wie soll zwischen beiden eine Einigung 
sein? — Ganz besonders gerissene und kluge Ausbeuter haben allerdings 
(mit Goethe) erkannt, daß das sicherste Mittel, um Aufstände, um Er­
hebungen, um Revolutionen der Massen zu verhindern, nur darin gesehen 
werden kann, daß die besitzende die besitzlose Klasse besser behandelt.

Deutlicher und in politischem Sinne gesagt: Wirtschaftsdemokratie,
Wahlschwindel, Arbeitsgesetzgebung, Arbeitsversicherung, Tarifschwindel 
und dergleichen, den Arbeitern hin und wieder zugeworfene Brocken, die die 
Ausbeutung erträglicher machen sollen, — das ist die Politik der Sozial­
demokratie und der Zentralgewerkschaften. Das ist ihr Klumpfuß und ihre 
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Blindheit, daß sie nicht erkennt, daß auf diesem Wege nie und nimmer der 
Sozialismus kommen, sondern nur eine mehr oder weniger gemilderte Form 
von Ausbeutung bleiben wird.

Diese Art Politik nennen die Sozialdemokraten aber praktische Soziali­
sierung, Demokratisierung; es ist aber nichts anderes als praktischer Verrat 
am Sozialismus! Und darin haben sie Tradition. Diese Tradition des Ver­
rats am Sozialismus beginnt schon vor der Zeit des berüchtigten Sozia­
listengesetzes. Aber erst recht zur Zeit seiner Wirksamkeit haben die 
Sozialdemokraten Glanzstückchen an Memmenhaftigkeit gezeigt Diese 
Periode, welche ihre Heldenzeit sein konnte, hat in ihnen nicht die rechten 
Menschen, die rechten Sozialisten und Kämpfer gefunden. Noch bevor das 
Sozialistengesetz (ein Ausdruck bismarckschen Größen- und Diktatoren­
wahnsinns!) das Verbot, Sozialist sein zu dürfen, in Kraft trat, lösten die 
Bonzen in aller Eile und voll schlotternder Angst um ihr bißchen Wohl­
ergehen die Parteien auf. Ja. die paar an sich noch mutigen Männer und 
Frauen, die sich nicht ums Sozialistengesetz kümmerten, die darauf pfiffen 
und trotz Verbot und Staatswillkür ihre Idee in Wort und Schrift propa­
gierten, wurden von ihnen in Stich gelassen, ja, sogar verraten. Auf diese 
Leute können die Sozialdemokraten nicht stolz sein; denn dem persönlichen 
Mute, der Zivilcourage nach gehören diese Leute nicht zu ihnen. Die große 
Masse der Sozialdemokraten waren zu jener Zeit schon Drückeberger und 
Memmen. Und nicht nur das, sondern, was viel schwerwiegender ist, Ver­
räter. Arbeiterverräter. —

War es nicht die Sozialdemokratie, die seinerzeit (besonders um 1886. 
dem Todesjahr der Chicagoer Opfer: Parsons, Spieß. Lingg, Fischer,
Schwab, welche von der Bourgeoisie hingerichtet wurden) den Kampf um 
den Achtstundentag, welcher damals noch eine revolutionäre Forderung 
war. ablehnte? Und hat sie nicht auch ständig den Sinn des ersten Mai­
tages: ein Kampftag zu sein, verleugnet? Als am 1. Mai 1886 die Arbeiter­
massen Chicagos geschlossen auf den Straßen waren, um für den Acht­
stundentag zu demonstrieren, waren es die Sozialdemokraten, die gar gern, 
wie später in Deutschland so oft, die Massen zurückgepfiffen hätten, wenn’s 
nur gegangen wäre. Und als dann dieser Aufmarsch so tragische, ich 
meine so schreckliche Formen annahm, waren sie es, die sich von den 
Opfern und Kämpfern dieser Tage zurückzogen. Wir vergessen ihnen nicht, 
wie feige sie zu jener Zeit, wie feige sie immer, wo es zu kämpfen galt, 
gewesen sind!

Kampf liegt ihnen nicht, beim Kaffeetopf und bei der Zigarre, am grünen 
Tisch wollen sie den Sozialismus (oder was sie so nennen) erschleichen. 
Maifeiern wollten sie schon, aber auch nur unter „gewissen Bedingungen“. 
Nämlich: nur dort am ersten Mai die Arbeit nieder zu legen, „wo es ohne 
Konflikte mit den Unternehmern möglich ist“. Diese ungemeine Feigheit 
steht wörtlich im „Bericht des Verbandsvorstandes der Metallarbeiter vom 
Jahre 1908“ (mitgeteilt durch Ernst Rachow im „Syndikalist“. Nr. 17, vom 
27. April 29). Es war den Sozialdemokraten und Zentralgewerkschaften 
schon immer „lieb, wenn mit dem ganzen Krempel der Maifeier Schluß ge­
macht wird“, was uns auch durch E. R. mitgeteilt wird. — Diese Rolle 
spielte die Sozialdemokratie schon vor dem Kriege. Noch viel übler war 
ihre, den Sozialismus verratende Haltung zu Beginn und während des 
Krieges. Unter schmählicher Mißachtung der kriegsächtenden Resolutionen, 
die die Partei auf ihrem Basler Kongreß 1912 gefaßt hatte, wurde das 
Vermögen der Partei- und Gewerkschaftskassen (welches ihnen zur Unter­
stützung ausgesperrter Maidemonstranten zu schade war) als Kriegs­
anleihe, das Gesamtvermögen des Volkes als Kriegskredite dem Moloch 
Völkerkrieg in den Rachen geworfen. Und nicht nur das, diese Partei 
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kannte ganz plötzlich ihre angeblichen Ziele: die Verbrüderung der Prole­
tarier aller Länder, die Schaffung eines internationalen Arbeitervolkes, nicht 
mehr. Sie forderte begeistern zur Meldung als Kriegsfreiwillige auf. Ihr 
Kaiser hatte den Sozialdemokraten gesagt, daß er keine Parteien mehr 
kenne, und fortan wollten sie nur noch gute Deutsche, Helden, Vaterlands­
verteidiger sein. Verschwunden war ihr Bruderschaftsgefühl mit dem 
fremden Genossen. Dieser fremde Genosse war ihr Feind geworden, sie 
benahmen sich mit einem Male patriotischer als ein l00prozentiger Natio­
nalist. Alles in der Weit, nur Sozialist wollten sie nicht mehr sein. Diese 
Kriegs-Sozialisten sind heute zu guten Panzerkreuzer-Sozialisten geworden, 
und werden zum nächsten Giftgaskrieg ganz genau so gut ihr nationales 
Herz wiederfinden. —

Mehr als widerlich war auch die Haltung, das Tun und Treiben der 
Sozialdemokraten nach dem Kriege. Da beginnt ihre Gesinnungslumperei 
mit der „standhaften“ Weigerung Eberts. Scheidemanns und Konsorten, 
entgegen den Forderungen der kriegsmüden Arbeiterschaft, der Revolution, 
der Gesellschaftsumgestaltung den Weg zu bereiten. Wo diese Herren 
Arbeiterführer, diese Auch-Sozialisten, nur konnten, haben sie den Auf­
stand der Massen zu verhindern versucht. Ganz ist es ihnen ja nicht ge­
lungen. Dafür ist es ihnen aber gelungen, sich in den Sattel des neuen 
Staates zu setzen. Jedoch, unfähig, zu sozialisieren, haben sie an der Aus­
beutung der Massen wenig ändern können. Werl alles aber auch eine 
positive Seite hat, so haben die Sozialdemokraten, ihr Positives darin ge­
zeigt. der Reaktion im Kampfe gegen die Revolution, gegen wahrhafte 
Sozialisierung, einige treffliche „Bluthunde der Revolution“ zu liefern.

Das paßt so recht zu ihrem Wesen: auf der einen Seite sind sie 
Memmen und Kapitalslakaien und auf der anderen Seite Wegbereiter des 
Faschismus. Gegner eines wahren Sozialismus. Der Mord an Gustav 
Landauer, Kurt Eisner, Leviné, Luxemburg, Liebknecht, Jogisches und 
vieler anderer, die im Kampfe gegen den Verrat am Sozialismus fielen, sind 
auf das Schuldkonto des Gustav Noske, des Schneppenhorst und wie sie alle 
heißen mögen, diese „Bluthunde“ und „Ordnungsbestien der Revolution“, 
zu buchen. (Auch die in den ersten Maitagen dieses Jahres in Berlin ge­
fallenen Opfer gehen aufs Schuldkonto der Sozialdemokratie, insbesondere 
das des sozialdemokratischen Polizeipräsidenten Zörgiebel.) — Dessen­
ungeachtet, daß die deutsche Sozialdemokratie Mitschuld an dem Mord an 
Eisner trägt, ist sie so schamlos, in ihrem Berliner Parteiblatt „Unser Weg“ 
einen Aufsatz «und in ihrem Verlag ein Buch über Kurt Eisner von Felix 
Fechenbach erscheinen zu lassen, aus welchem ich folgende Zeilen wieder­
geben möchte:

. . . „Im Herbst 1905 war es in Berlin zu dem bekannten Vorwärts- 
Konflikt gekommen, der Kurt Eisner veranlaßte, sich mit zwei seiner 
Kollegen, die entlassen werden sollten, solidarisch zu erklären. Ei 
kündigte mit ihnen seine Tätigkeit auf. . .
Eisners Kollegen sollten lediglich deshalb entlassen werden, weil sie 

nicht auf den Pfiff der Parteizentrale parierten. Auch kein Ruhmesblatt für 
die Geschichte der Sozialdemokratie, viel eher aber für Kurt Eisner. Weiter 
heißt es in diesem Buche:

. . . . Seine Korrespondenz „Arbeiterfeuilleton“, die er in München
herausgab und die fast von der gesamten Parteipresse verwendet 
wurde, stellte er ganz auf den Kampf gegen den Krieg ein. Die meisten 
Redaktionen bestellten daraufhin, eine nach der anderen, die Korre­
spondenz ab . . .
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Diese knappen Sätze sprechen doch wohl für sich — es erscheint 
unglaublich, daß soviel Schamlosigkeit und Gefühlsmangel für die eigene 
Schande auf einem Fleck gefunden werden kann. —

So, wie die Sozialdemokraten und Zentralgewerkschaftler von 1908 
gar kein Hehl daraus machten, daß ihnen der erste Mai und der damit 
verbundene Klassenkampfwille der Arbeiterschaft ein Greuel ist, so ver­
folgten die Befürworter des Antrags — der dem Reichstag nach dem 
Kriege unterbreitet wurde —, den ersten Mai als gesetzlichen Feiertag 
anzunehmen, dieselbe Linie. Irgendwie, dachten sie gewiß, muß doch 
diesem Kampftag der eigentliche Sinn genommen, irgendwie muß er ent­
keimt. sterilisiert werden.

Geht es so nicht, muß es anders gehen. Dieser Antrag wurde jedoch 
mit den Stimmen der Nationalen und der Kommunisten abgelehnt. Die 
ersteren, weil sie alles ablehnen, was nacht gerade von ihnen selbst kommt, 
und die anderen, weil ihnen der erste Mai doch noch viel mehr ein Kampf­
tag als ein Feiertag ist (obwohl der erste Mai in Rußland gesetzlich legi­
timiert wurde). —

In diesem Sinne betrachtet — und eine andere Betrachtung ist ja kaum 
möglich —haben wir von einem sozialdemokratischen Polizeipräsidenten 
nicht viel gutes erwartet. Das „Geschenk“, mit welchem er Berlins 
Arbeiterschaft aufwartete, war denn auch danach. Sein Demonstrations­
verbot, seine Parole: „die Straße gehört auch am ersten Mai dem Ver­
kehr“, kann man auch in andere Worte kleiden: . . . "Mir ist es lieb, wenn
mit dem ganzen Krempel der Maifeier Schluß gemacht wird . . .“ Nun. 
Herr Polizeipräsident und Auch-Sozialist Zörgiebel hat auch für dieses 
Jahr mit dier Maifeier Schluß gemacht

Im Grunde genommen ist ja das Demonstrationsverbot ein Geschenk 
an die Koalitionsregierung; denn mit Zörgiebels Worten ist das Verbot 
nicht wegen einiger Radauelemente, sondern lediglich mit Rücksicht auf 
die „Entwicklung der politischen Lage“ und der „Regierungskrisis“ losge­
lassen worden!

Zörgiebel hat wieder einmal bewiesen, wie schön sich Sozialdemokraten 
als Wegbereiter des Faschismus eignen. Einunddreißig Tote und hundert 
Verletzte, dazu eine Unmenge Verhaftete sind die Opfer seiner Politik, die 
Opfer der blutigen Polizeimassaker! Dafür lobt er dann im „Berl. Tage­
blatt“ seine „Brüder im Waffenrock“ für ihr gutes, mustergültiges Ver­
halten auf den Straßen — gegen demonstrierende Arbeiter, gegen klassen­
bewußte Proletarier und überzeugte Sozialsten, die auf die. Straße gingen, 
um zu zeigen, daß weder in der deutschen sozialdemokratisch-faschistischen 
Republik noch sonstwo in der Welt der Arbeiter ein freier Mensch mit 
eigenen Rechten ist, — daß sie als Arbeiterklasse trotz Demonstrations­
verbot und sozialdemokratischem Polizeiknüppel sich hinauswagten, um für 
ihre Forderungen zu demonstrieren, zu leben, zu kämpfen — und sich er­
schlagen zu lassen van jenen, die als Sozialisten Gesinnungslumpen sind!

Arst.

Prozesse
Es ist sonderbar: ein wirkliches Bild der bestehenden Zustände, eine 

wahrheitstreue Uebermittlung geschichtlich wesentlicher Ereignisse erhält 
man fast niemals aus den Darstellungen, die mit dem Anspruch der Objekti­
vität berichten wollen. Ueberall stößt man auf Verfälschung. Beschönigung, 
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versteckte Verdächtigung, Färbung oder Renommisterei. Erst das beleidigte 
Ehrgefühl eines wirklich oder vermeintlich falsch Beurteilten sucht und 
findet Wege, Tatsachen zu erhellen, und oft genug wird dabei Licht auf 
dunkle Punkte geworfen, die der Veranlasser der Beleuchtung viel lieber 
im Dunkeln gelassen hätte. Das allerseltsamste ist, daß die Wege, an denen 
die Laternen geschichtlicher Wahrhaftigkeit stehen, fast immer nur die des 
juristischen Prozesses sind, also Wege, die trotz ihrer Erleuchtung von 
einigermaßen zuverlässigen Scheinwerfern kaum je zu einem wünschens­
werten Ziele führen. Nicht einmal immer besteht auch nur der Wunsch des 
Gerichtes, verworrene Dinge, mit denen es sich beschäftigen muß, restlos 
zu enträtseln, denn niemals kann die Justiz ihren Klassencharakter völlig 
verleugnen, und wo etwa Staatsinteressen zu wahren oder einflußreiche 
Persönlichkeiten zu schützen sind, da setzt die Ablehnung von Zeugen und 
Beweisanträgen oder der Ausschluß der Oeffentlichkeit ein. Dennoch ist 
auch in unserer Zeit das Gericht die Stätte, an der die Erforschung der 
politischen, kulturellen, sozialen und moralischen Geschichte der Gegenwart 
die reichste und unverfälschteste Nahrung findet, wobei zu bemerken ist, 
daß die Wahrheit, der ein Prozeß niemals ganz ausweichen kann, nichts 
zu tun hat mit der Gerechtigkeit, zu der ein Gerichtsurteil auch bei gutem 
Willen niemals gelangen kann.

Wir kennen Prozesse, von stockreaktionären Kräften angezettelt, um 
stockreaktionäre politische Ziele zu fördern, Prozesse, deren Zweck nicht 
die Ermittlung, sondern die Verschleierung der Wahrheit war, und die 
dennoch außerordentlich wichtige Einblicke in trübe Zusammenhänge ge­
währten, die gerade von den im Hintergründe schiebenden Kräften durch 
die Opferung unbequemer Personen noch besser vertuscht werden sollten. 
Man braucht da bloß an die politischen Rachetribunale der Herren Haß und 
Neidhart in München zu. denken, an die Prozesse gegen Leoprechting und 
Fuchs, die als Alibi-Verfahren für die Hintergrundschieber der bayerischen 
Separationspolitik gedacht waren und dank der gegensätzlichen Interessen 
der Zeugen den wüsten Sumpf von Korruption, Mordplänen, Intrigen, Ver­
rätereien und Niederträchtigkeit aller Art offenbarten, aus dessen Blasen 
die bayerische Eigenart jahrelang ihren Duft zog. Der Hitlerprozeß sollte 
die Machenschaften der unterschiedlichen Patrioten zur Herstellung der 
Ludendorff-Minoux-Claß-Diktatur durch Ablenkung auf eine Teilhandlung 
der Verschwörung zudecken. Aber Herr Neidhart als Vorsitzender geriet 
mit seiner diesem Ziele zugewandten Regie mit der Staatsanwaltschaft in 
Konflikt, und die Kronzeugen Kahr, Lossow und Seisser wurden im Be­
streben, Hitler und Pöhner madig zu machen, selbst derart ins Gedränge 
gebracht, daß trotz aller Vernebelungsversuche der Prozeßleitung, der 
Verteidigung und aller übrigen Prozeßbeteiligten, trotz der Aussperrung der 
Zuhörer bei den wichtigsten Stellen der Beweisaufnahme außerordentlich 
klare Spiegelungen der nationalistischen Absichten, Abreden, organisato­
rischen Verästelungen, Umsturzvorbereitungen und der ganzen Gedanken­



230

weit dieser bleichsüchtigen Boxkämpfer für die Wiedererweckung ban­
krotter Zustände erkennbar wurden.

Kriminalfälle und ihre Behandlung, durch die öffentliche Gewalt sind 
auch jetzt noch und in ununterbrochener Folge die zuverlässigsten Grad­
messer des Kulturstandes unserer Zeit. Der Jorns-Prozeß, in dem der 
Reichsgerichtsrat wohlgemerkt der beleidigte Kläger war, hat seine Be­
deutung nicht nur in der Aufhellung bisher im Zusammenhang niemals 
klargestellter Vorgänge bei der Ermordung Karl Liebknechts und Rosa 
Luxemburgs und ihrer Behandlung nach geschehenem Verbrechen, sondern 
auch in dem, was geflissentlich vom Lichte ferngehalten wurde. Es wurde 
deutlich, daß Jorns exponiert und fallen gelassen werden sollte, um den 
eigentlichen Drahtziehern des den Mord zum zufälligen Erregungs-Zwischen­
fall verfälschenden Nachverfahrens als Unschuldspuppen in die Geschichte 
eingehen zu helfen. Dr. Paul Levi, jetzt Parteigenosse der Noske und 
Scheidemann, die er früher als Parteigenosse und Freund Rosa Luxemburgs 
mit der Hauptverantwortung für das scheußliche Geschehen belastete, einer 
der geschicktesten Advokaten Deutschlands, glänzender Redner, kluger 
Kopf, dabei, wie alle, die ihm persönlich nahe stehen, bestätigen, privat ein 
sauberer Mensch, behandelte den Fall jetzt mit einer politischen Virtuosität 
die stets darauf bedacht war, die tatsächlichen Ereignisse des 15. Januar 
1919 im Eden-Hotel und im Tiergarten zu ermitteln, den Mord als Komplott­
handlung evident zu machen und die Begünstigung der Mörder durch die 
amtliche Gerichtsperson zu beweisen. Aber mit diesem Streben, den toten 
Freunden eine Genugtuung bei den Lebenden zu schaffen, ging Hand in 
Hand das Manöver, das zugleich die politischen Freunde von heute aus 
dem Bereich der Schuld fernhielt. Jorns ging über und über begossen aus 
dem Gerichtssaal, aber die Schatten, die seine politische Leiche unter dem 
Sonnenlicht der Geschichte wirft, werden — das hat kein Levi bei aller 
Schonung verhindern können — die Umrisse der Ebert, Scheidemann und 
Noske nicht loswerden.

Wir haben andere Straftaten in den letzten Wochen erlebt, deren 
juristische Behandlung der Zukunft ihren geschichtlichen Wahrheitsdienst 
dadurch erweist, daß diese Behandlung von vornherein darauf ausging, die 
Milderungsgründe zusammen zu suchen, um der Notwendigkeit zu strafen 
auszuweichen. Die Ermordung des alten Grafen Stolberg in Jannowitz, ein 
Vatermord wie Dutzende andere, die die Kriminalgeschichte kennt, ist nur 
dadurch interessant, daß der beschuldigte Sohn von den mit der Unter­
suchung beauftragten Beamten in seinen Bemühungen, sich zu entlasten, so 
hilfreich unterstützt wurde, daß es nach wenigen Tagen gründlicher Spuren­
verwischung gelang, den jungen Mann aus der Haft zu entlassen. Oder: 
die jugendliche Gräfin Monroy stahl einer Anverwandten aus erotischen 
Gründen Juwelen. Das amtliche Verfahren gegen sie nahm einen Verlauf, 
der, wäre er der übliche, nur Genugtuung erwecken könnte. Alle mit der 
Sache befaßten Instanzen hatten Mitleid mit der Diebin, fanden, daß ja 
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Stehlen nicht so schlimm ist, wenn man sich sonst nicht zu helfen weiß, 
und das Mädel hat das Gefängnis kaum kennen gelernt und wurde daraus 
entlassen, weil es zu hart gewesen wäre, ihr den Genuß der gewohnten 
Zigaretten länger vorzuenthalten. Jetzt ist das gute Kind wieder bei der 
Tante, die ihm die Langfingerei gütig verziehen hat und es nun so üppig 
hält, daß es nicht rückfällig zu werden braucht. Für die Geschichte wesent­
lich sind diese beiden Fälle, deren es Jahr für Jahr massenhaft gibt, dadurch, 
daß die von Sozialdemokraten regierte deutsche demokratische Republik 
aristokratischen Sündern, mögen sie Elternmörder oder Einbrecher sein — 
und es gäbe Beispiele von Urkundenfälschung, Notzucht, Falschspielerei, 
Heiratsschwindel und Kinderschändung zu erzählen —, alles mitleidige Ver­
ständnis entgegenbringt, sich aber gegen jede Milderung des Schicksals 
derer, die aus Not in die Gesetzmaschine gerieten, eisern wehrt. 
Wollt ihr Beispiele haben von armen Teufeln, die proletarisches Elend, 
nicht die Sucht, ein Liebesieben ohne Geldsorgen in mondäner Bequemlich­
keit zu führen, zu Einbrüchen verleitet haben?, von solchen, die nicht gegen 
den Vater aus Eigensinn oder Habsucht, sondern gegen einen Quälgeist aus 
der Verzweiflung des Hungers und der Obdachlosigkeit die Waffe gerichtet 
haben? Ich bin imstande, den Behörden, die so voll verstehender Milde 
sind, wenn jemand Graf Stolberg oder Helga von Monroy heißt, minder 
poetische Namen zu nennen, an denen sie ihr gutes Herz beweisen können. 
— soviel man von mir verlangen mag. Wie wär’s, wenn man mal damit 
anfinge, zum Zehnjahrestag der vielgepriesenen Reichsverfassung („Alle 
Deutschen sind vor dem Gesetze gleich“ — Artikel 109) die Zuchthäuser 
von den Insassen freizumachen, über deren Urteil noch steht: „Im Namen 
des Königs“? Aergeres als der junge Stolberg hat keiner von ihnen getan*. 
Vielleicht könnte man wenigstens mal diejenigen herauslassen, die als Sol­
daten im Kriege nicht nur heldenhaft requiriert, sondern auch aus Not und 
Verwirrung gestohlen haben? Frivolere Gründe als die süße Helga hat 
keiner von ihnen gehabt. Aber zu Hunderten harren sie noch auf die Gnade 
der freiesten Republik der Welt. Die Prozesse, in denen diese Unglück­
lichen um das allerletzte Glück geprellt worden sind, sind leider zumeist 
für die Archive der Höllengeschichte der kapitalistischen Gesellschaft nicht 
aufbewahrt worden. Aber wie man die armen Menschen bei den Gerichts­
stellen behandelt, von denen sie Rettung erbitten, darüber soll noch einmal 
Material mitgeteilt werden.

Der Gefangene S., mit dem ich in Verbindung stehe, zog mit 16 Jahren 
in den frischfröhlichen Krieg, — jetzt ist er 30 alt. Er hat aus drei Straf­
taten wegen Raubes im ganzen 15 Jahre Zuchthaus, alle diese Taten hat er 
als Soldat begangen. Die Höhe der Verurteilung ist selbst für deutsche 
Justizgewohnheiten gegen arme Menschen kraß. Aber im Urteil heißt es 
„In der heutigen Zeit häufen sich die Raubüberfälle in bedrohlicher Weise. 
Es ist daher von Wichtigkeit, die Höchststrafen zur Anwendung zu bringen, 
um andere von Verbrechen abzuschrecken.“ Das wurde von deutschen 
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Richtern dem Delinquenten auf seinem Weg ins Zuchthaus mitgegeben. In 
dem Brief von ihm, den ich vor mir habe, steht: "Ich aber gelte nach Ver­
büßung von 9 Jahren Strafe als — Abschreckungsmittel."

Beruhige Dich, Freund, dafür hat der Hochadel seine Früchte gerettet, 
und den Sprößlingen der Hochfinanz geschieht auch nicht viel Böses. Oder 
ist jemand der Meinung, der Sohn des alten Stinnes werde, selbst, wenn 
er schon verknallt werden sollte, auch wirklich sitzen müssen? Der Stinnes- 
Prozeß hat seinen historischen Wert eben darin, daß er zeigt, wie schwer 
die Grenzen zwischen Geschäft und Betrug zu ziehen sind, da es doch nur 
auf die Formen ankam, unter denen man Neubesitz von Kriegsanleihe als 
Altbesitz deklarierte. Hugo Stinnes jun. hat so wenig zu fürchten, daß ihm 
das Schicksal meines Briefschreibers droht, der zwar erheblich weniger 
geräubert hat als er, aber in aufrichtigerer Form, wie Graf Stolberg jun. 
zu fürchten braucht, daß ihm das Schicksal Jakubowskis beschieden sein 
könnte. Und sollte einer von ihnen wirklich vorübergehend eingelocht 
werden, dann wird er auch nicht das auszustehen haben, was nun den 
Brüdern Nogens und ihrer Mutter bevorsteht. Der Staat hat diese Menschen 
in Eiend, Schmutz, materielle und ideelle Verwahrlosung gestoßen, und ein 
Kind mußte das Leben lassen, weil es von dem Jammersold, das diese 
Armut ernähren mußte, nicht mehr mit versorgt werden konnte. Einem, 
der nicht Schuld hatte, hat der Staat dafür schon den Kopf herunter schlagen 
lassen, jetzt müssen die anderen wenigstens für lange Zeit, einer das Leben 
lang, ins Zuchthaus. Denn wenn Arme aus Not ein Kind umbringen, ist es 
nötig, daß der Staat als Rächer erscheint; wenn aber ein Reicher ohne Not 
den Vater tötet, dann ist höchste Milde höchstes Recht, und schlimmsten­
falls gibt es ja noch Sanatorien.

Prozeßberichte sind in dieser Zeit Geschichtswerke. Der Giftmord­
prozeß gegen den Bonner Arzt Dr. Richter gibt ein brauchbareres gesell­
schaftliches Bild als hundert psychologieschwere Novellen. Man brauchte 
nur wieder Prozeßberichterstatter von dem Ernst und dem sozialen Ver­
ständnis, wie Sling einer war. Der Verlag Ullstein, Berlin, hat seine 
Gerichtsberichte gesammelt herausgegeben („Richter und Gerichtete"). Da 
findet man die großen Sensationen neben kleinen Alltäglichkeiten, die 
schließlich aus irgend einem Grunde im Gerichtssaal vor fremde Ohren 
kommen. Ein in seiner ruhigen Kraft, in seiner sachlichen Ergriffenheit ganz 
reiches Werk, das Bild einer ausgeglichenen Persönlichkeit, die sich be­
währt am Brennpunkt einer unausgeglichenen Zeit. Ein gar nicht revolu­
tionär gedachtes und gewolltes Buch, aber dem Revolutionär ein Springquell 
der Bestätigungen seines Gesellschaftsurteils. Schade, daß Sling den 
neuesten Richtertyp nicht mehr erlebt hat, den Mann, der neuerdings in 
Berliner Prozessen den lieben Gott spielt. Dieser Herr verurteilt einen 
Menschen, der seiner Geliebten nach der Entzweiung Vitriol ins Gesicht 
spritzt, das also entstellte Mädchen zu heiraten; in diesem Falle braucht 
er seine Strafe nicht abzusitzen. Also das ist Gerechtigkeit! Einer, der 
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schon fertig war mit einer Frau, als sie noch hübsch war, so fertig, daß er 
ihr in primitiver Niedertracht ihr Letztes, die Hübschheit, zerstört, soll für's 
ganze Leben mit der nun Häßlichen zusammen verbringen. Das Mädchen 
aber, von Pfaffen und Staatsheloten zu dem Glauben erzogen, Heiraten sei. 
Glück, Ehre, Inbegriff alles Herrlichen — ob mit, ob ohne Liebe ist gleich — 
wird von diesem Richter dem Manne für alle Zukunft überantwortet, der 
gezeigt hat, wie er es haßt. Derselbe Richter erkannte bei einem ange­
klagten Mädchen auf Bewährungsfrist für den Fall, daß sie von ihrem 
Freunde ließe, der für sie ungeeignet, auch zu jung sei. Da hat so ein 
Mensch ein paar junge Leute zum ersten Male vor Augen, kennt von ihnen 
nichts als den Fall, der ihn in Amtsfunktion gesetzt hat. Das genügt aber, 
um schicksalhaft in fremde Entschlüsse einzugreifen, ja mit dem Mittel der 
tollsten Pression — Gehorchen oder Gefängnis! —, gestützt auf ein Staats­
examen an der Universität und auf ein Staatspatent als Richter, die Liebe 
zu verbieten. Ein weiser Richter, ein gerechter Richter. Bleibt bei euern 
Paragraphen um des Himmels willen, schmeißt eure Mitmenschen in die 
Kerker, wie ihr es bisher getan habt, — aber schert euch nicht auch noch 
um ihre Seelen! Der Staat mit dem Lächeln der Schicksalsgöttin — das ist 
nicht mehr erträglich. Und so ein Richter ist unabsetzbar! Gott weiß, 
wieviel Salomons dieser Sorte noch bei uns herumlaufen, die das Amt der 
privilegierten Freiheitsberaubung mit dem des liebreichen Onkels verbinden 
wollen. Hängt eure Roben an den Nagel und werdet Gesundbeter! Dann 
kann man wenigstens nicht von Gerichtsdienern vor euer verstehendes 
Paragraphenherz geschleppt werden. Nehmt euch ein Beispiel an dem 
Schnellrichter, der die Opfer des Zörgiebel still und frei von jeglicher 
Psychologie abfertigt. Da gibts eben Gefängnis, und hat einer wirklich 
einen Stein geworfen, auch Zuchthaus. Da kommt auch kein falscher dran, 
kein Schupomann, kein Polizeioffizier, kein Zörgiebel, kein Grzesinski, kein 
Severing, — nur Proletarier. Der Staat weiß, wen er zu prozessieren hat. 
Nur eins läßt sich auch in diesem Schnellverfahren nicht ganz verheimlichen, 
daß die Maiverhafteten, ob sie zu den Brutalitäten auf der Straße still­
gehalten hatten oder nicht, nach der Verhaftung stillhalten mußten. In 
Deutschland ist nämlich die Prügelstrafe sonst abgeschafft, nur die Lehrer 
in den Schulen, die Eltern und Erzieher zuhause, die Meister im Lehrbetrieb 
und die Schutzleute auf den Wachen hauen noch — und das gründlich. 
Zörgiebel hat der Polizei seinen Dank ausgesprochen für ihr uner­
schrockenes Verhalten. Je wehrloser ihre Gegner waren, um so uner­
schrockener war die Schupo. Sie ist, da sie selbst in einem sozialdemo­
kratisch regierten Staat nicht auf die Anklagebank kommen kann, für kurze 
Prozesse.

Doch die Schupo hat auch ihren Prozeß gehabt — und ist verurteilt. 
Die öffentliche Gerichtsverhandlung, die der private Untersuchungsausschuß 
für die Maivorgänge einberufen hatte, um vor Tausenden von empörten 
Menschen die Zeugen, die der Staat vor kein. Gericht zieht, vor dem Gericht 
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des Volksgewissens zu vernehmen, — das war eine Tat! Wir haben die 
„Dachschützen“ im Film gesehen. Es waren Schupobeamte, die von den 
Balkons herab schossen. Wir haben die Angehörigen der Ermordeten ge­
hört, die Augenzeugen, an deren Seite die Mutter, der Schwager, der Nach­
bar weggeknallt wurde und die Passanten des polizeilichen Kriegsgebietes, 
die selber durch eine Kugel verwundet darauf aufmerksam gemacht wurden, 
daß Zörgiebel, ohne andere Verkündungen für nötig zu halten, den Berliner 
Arbeitern Krieg erklärt hatte. Wer das gemeine Gekeif des „Vorwärts“ am 
nächsten Tage gelesen hat, der die Opfer seiner Heiligen anpflaumt, als ob 
sie Knechte der KPD. wären, weiß, daß die Abrechnung im Großen Schau­
spielhaus gut und gerecht war. Da ist nichts gebogen und nichts verschoben 
worden. Da kam es nicht darauf an, nach Paragraphen Strafen zu ver­
hängen, sondern Wahrheit festzustellen. Wenn alle Prozesse so von Rechts­
gefühl geleitet würden wie dieser, dann könnten wir statt Justiz getrost 
Gerechtigkeit sagen. Wo freilich der Staat Prozesse führt, da geht es nicht 
um gleiches Recht, sondern um Strafe, und die Wahrheit läuft neben dem 
Rechte her, auch wenn es das krasse Unrecht ist. Hier ging es um Wahr­
heit, die das Recht selber ist, und die Strafe wird hinterherkommen. Denn 
die Gerichtsverhandlung hat ergeben, daß die Ueberlebenden derer, die die 
Schupo getötet hat, von den Kommandanten dieser Tötung belogen worden 
sind. Zörgiebel hat gelogen, Heimannsberg hat gelogen, Grzesinski hat 
gelogen, Severing hat gelogen. Die Strafe aber, die sie für ihre Verbrechen 
am Volke erleiden müssen, wird, unter höheren Gesichtspunkten betrachtet, 
härter sein, als der Staat sie mit seinen Prozessen den sterblichen Leibern 
seiner Opfer in den Zuchthäusern auferlegt. Die Schuldigen vom Mai 1929 
sind verurteilt, in der Geschichte der künftigen Geschlechter mit Judas und 
Noske am Pranger der Menschheit zu stehen.

Magdeburg und Wedding
Es gäbe viel gegen die Politik der Kommunistischen Partei Deutsch­

lands zu sagen, viel mehr und viel Betrüblicheres als derjenige wünscht, 
der gern mit allen gute Nachbarschaft hält, die den Gedanken an die prole­
tarische Revolution noch bei ihrem Anhang wachzuhalten suchen. Der 
Weddinger Parteitag hat kaum dazu beigetragen, kritische Gelüste zu 
dämpfen. Im Gegenteil, durchaus im Gegenteil. Aber vor jedem Wort über 
den Verlauf und das Ergebnis dieser Tagung ist zu sagen: die Auflösung 
des Rotfrontbundes, die Unterdrückung der Berliner „Roten Fahne“, des 
Brandenburger „Volksechos“, der Magdeburger „Tribüne" und anderer 
Parteizeitungen, die Verhaftung der Redakteure Hirsch und Hampel, die 
Neuauflage der systematischen Verfolgungen der KPD-Einrichtungen und 
der aktiven Parteikräfte, die Verleumdungen und gehässig konstruierten Be­
schuldigungen, die die ganze amtlich und sozialdemokratisch beeinflußte 
Oeffentlichkeit zur moralischen Herabwürdigung aller Lebensäußerungen des 
Parteikommunismus aufwendet, zwingt den Klassen kämpf er jedes revolutio­
när empfindenden Bekenntnisses über alle Gegensätze der Taktik und der 
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theoretischen Grundlagen hinweg zunächst zu einem brüderlichen Gruß. 
Hinter der Partei, die den Haß der Reaktion zu solchen Orgien hemmungs­
loser Verhetzung erregt hat, steht — und das eben ist der Grund des 
Hasses — noch immer ein größerer Teil von bestem revolutionären 
Drange erfüllter Arbeiter, als irgendeine unserer linksradikalen Gruppen 
um sich zu sammeln verstanden hat. Ihnen zu zeigen, daß sie in Zeiten 
der Unterdrückung auf die solidarische Kameradschaft aller Revolutionäre, 
besonders der Anarchisten, rechnen dürfen, ist sehr viel wichtiger, als 
ihnen zur unpassendsten Stunde beweisen zu wollen, daß sie mißleitet sind.

Die sozialdemokratische Presse hat den Parteitag der Kommunisten als 
eine Bonzenparade madig gemacht, deren Beschlüsse vorher festgelegt 
waren und bei der jede Regung einer Opposition im geheimen Vorver­
fahren der Verhandlung auf organisatorischem Wege unterbunden war. Da­
gegen wäre schwerlich Stichhaltiges vorzubringen, wenn diese Kritik nicht 
eben von Sozialdemokraten geübt würde Den Stampfer-Lümmeln gehört 
die Faust in die Zähne gesetzt, wenn sie es nach Magdeburg noch wagen, 
vor Arbeitern ein einziges Wort von Meinungsfreiheit, von Rechten der 
Mitgliedschaft und von Bekämpfung der Diktatur laut werden zu lassen. 
„Wenn schon Diktatur, dann unsere Diktatur!“ hat Herr Wels verkündet. 
Das kann hübsch werden. Wo diese Brut jetzt schon Macht hat, mißbraucht 
sie sie. Der kapitalistische Staat gibt ihr ja teilweise noch Gelegenheit, 
sich unter Aufsicht der Schwerindustrie, des Großgrundbesitzes, des Finanz­
kapitals, der wilhelminischen Generäle und der völkischen Staatsanwälte 
„im Dienste der Allgemeinheit“ zu betätigen. Sie haben sich nie geniert, 
sich in diesem Dienste bei den Arbeitern, auf deren Schultern sie zu den 
Pfründen hochgekrochen sind, den Ruf von Bluthunden zu erwerben. Der 
Noske hat aber den Bluthunden Unrecht getan als er sich mit ihnen verglich. 
Denn die Bluthunde folgen nur ihrer Natur, wenn sie ihren Blutdurst stillen 
und haben nie vorgegeben, etwas anderes zu sein als Raubtiere, die übrigens 
auch nicht auf ihresgleichen Jagd machen. Der Noske aber hat den 
Arbeitern erst jahrzehntelang weisgemacht, er sei ihr Klassengenosse und 
wolle sie der Revolution und dem Sozialismus entgegenführen, ehe er daran 
ging, diejenigen, die seine Lehren zu ‘ ihrer Herzens- und Kampfsache 
machten, niederzumetzeln. Man müßte soviel Respekt vor dem naiven Ge­
schöpf der Natur haben, daß man Tiernamen niemals als Schimpfworte be­
nutzte. Wer einem andern die schmählichste Erniedrigung durch einen Ver­
gleich zufügen will, der nenne ihn doch einfach Sozialdemokrat. Darin liegt 
der letzte Vorwurf, den ein Mensch dem andern machen kann, enthalten 
der des Gesinnungsverrates und der Treulosigkeit. Gewiß gibt es brave 
und anständige Kerle auch in dieser Partei, aber das sind einflußlose 
Nebbichs, und wer daran noch gezweifelt hat, der beschäftige sich mit dem 
Parteitag von Magdeburg.

Herr Zörgiebel konnte sich getrost nach England begeben und sich für 
die Zeitungen dabei photographieren lassen, wie er gerade einem Schutz­
mann breit grinsend berichtet, daß sich die Zahl seiner Berliner Maiopfer 
glücklich auf 31 erhöht hat — gehe hin in die Armen viertel Londons, scheint 
er zu feixen, und tue desgleichen! In Magdeburg brauchte man ihn nicht 
mehr viel. Da wurde von der Passantenjagd in Berlin nicht mehr geredet. 
Da wurde er nur beauftragt, das Demonstrationsverbot wieder aufzu­
heben, weil es seine Wirkung aufs beste getan hatte: den Arbeitern zu 
zeigen, was die Maifeier jetzt bedeutet und den proletarischen Konkurrenz­
verband zum Reichsbanner aus der Welt zu schaffen. Auch werde man, 
wenn die Roten wieder marschieren können, schon die Möglichkeit finden, 
sie noch gründlicher auseinanderzuhauen. Die Opposition mußte schweigen. 
Rosenfeld, der in Berlin noch hatte aussprechen können, was er von der 
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Verruchtheit Welt; mußte in Magdeburg in der Ecke sitzen und so tun. als 
ob ihm in der Gesellschaft der Müller und Hilferding wohl wäre. Auch die 
Wahltheorie und die Ministerpraxis in den Angelegenheiten! dies Panzer­
kreuzers, des Wehrprogramms, der Steuerpolitik, der Finanzschweinerei, 
des Konkordats, der Volksernährung durften auf dem Parteitag kaum er­
wähnt werden, und der „Vorwärts“ streichelte mit schelmischer Leutselig­
keit sogar seinen Genossen Paul Levi, der eine schöne linke Rede zu halten 
wußte, ohne -doch die Harmonie der Veranstaltung zu stören. Die Ge­
nossen Regierer aber, „Kanzler Müller“ (armer Weimarer Goethefreund, 
der hundert Jahre, lang diesem Namen einen ehrwürdigen Klang in der 
deutschen Kulturwelt verlieh, — solche Nachfolge hast du nicht verdient!) 
und der unsägliche Hilferding konnten vor aller Welt verkünden, daß sich 
verantwortliches Politikmachen mit Ueberzeugung, Charakter, vor den 
Wählern übernommener Verpflichtung und Grundsätzen jeder Art nicht ver­
einbaren lasse. Und so erhielten sie Generalvollmacht, zu regieren, wie 
sie es ratsam finden, das heißt, wie es die Profitinteressen der Börse und 
des Industriekapitals von ihnen verlangen. Wennschon Diktatur, dann die 
der Sozialdemokratie! Wennschon Faschismus, so der der Welse! Wenn­
schon Arbeitermord, so der der Zörgiebel!

Nein, nein, ich bringe, wenn ich an Magdeburg denke, keine Wut mehr 
auf, um mich über den Wedding zu ärgern. Der alte Familientratsch um 
die richtige Linie. Die alte Ketzerrichterei gegen Abweichlinge: diesmal 
waren die „Versöhnler“ dran. Das alte Gerede um Plattformen, theore­
tische Festlegungen für die Ewigkeit, von denen niemand weiß, ob sie vom 
den Verfassern in 14 Tagen noch aufrechterhalten werden, die Analyse der 
Zeitgeschichte unter dem Gesichtspunkt der Stabilisierung dies Kapitals. 
Der alte Salm, ob die politische Situation zur Zeit als akut revolutionär, 
latent explosiv oder stationär, kritisch anzusehen sei, — kurz das. was 
kürzlich in einer Diskussion ein Berliner Arbeiter in die ausgezeichnete 
Formel brachte „Thesenknautscherei“. Das Nichtmitglied der KPD. braucht 
diese Art, revolutionäre Arbeiterpolitik zu treiben-, indem künstliche Hori­
zontverengung für die Garantie sicheren Urteilens gehalten wird, wenig zu 
interessieren. Der Anarchismus, der unter strenger Wahrung des welt­
anschaulich Feststehenden-, die Freiheit der Gesellschaft mittels der Pilege 
der Freiheit unter den Individuen und die revolutionäre Ablösung der kapi­
talistischen Wirtschaft! durch den Sozialismus mittels Verweigerung aller 
Hilfe am Staat und Anwendung unmittelbarer Aktion erreichen will, kann 
hiergegen nur grundsätzlich polemisieren: im einzelnen wäre da jeder Streit 
fruchtlos. Aber höchst bedenklich ist die Behandlung des die ganze Ar­
beiterklasse gemeinsam Angehenden, wenn sie die tatsächliche Wahrheit aus 
Gründen der Taktik verbiegt. Der Kommunistische Parteitag ließ es sich 
angelegen sein, die Maivorgänge dem Parteivorteil nutzbar zu machen. Gut. 
Da Staat und Sozialdemokratie die Partei — ganz mit Unrecht — für die. 
Unruhen verantwortlich macht, kann ihm das nicht verübelt werden. 
Aber es ist grober Unfug, wenn man nun von einem heldenhaften Auf­
stand des Berliner Proletariats redet. Es hat gar keinen Aufstand in Berlin 
gegeben, sondern von der Polizei aus außenpolitischen und partei-taktischen 
Gründen veranstaltete Unruhen, bei denen das Berliner Proletariat leider 
keineswegs revolutionäre Entschlossenheit an den Tag legte. Ein paar 
hundert Arbeiter von vielen Hunderttausenden stellten sich nur dem Gegner 
zum Kampf, der durchaus nur ein Abwehrkampf war und sein konnte. Die 
Barrikaden in der Kösliner Straße und in Neukölln waren kerne Brust­
wehren, sondern Verkehrshindernisse, die als solche auch gut ihren Zweck 
erfüllten. An ihrem Aufbau und an der Verteidigung gegen die polizeiliche 
Wüterei waren Arbeiter aller revolutionären Richtungen beteiligt, auch 
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sehr viele Unorganisierte, die den Partei- und Gewerkschaffaskram gründ­
lich satt haben. Sie waren nicht gerufen, unterstanden keiner Führung und 
taten das Richtige. Das Berliner Proletariat aber tat gar nichts, legte-, 
während noch auf den Straßen Blut floß, nicht einmal die Arbeit nieder 
und hat sogar die Verurteilung der beteiligten Genossein widerstandslos 
hingenommen. Da ist es frivol und dumm, statt die Gründe für die 
Müdigkeit der breiten Arbeitermassen zu suchen und auf ihre Abstellung 
hinzuwirken, die furchtbare Indolenz noch zu umschmeicheln und die Pas­
sivität als Heldenhaftigkeit auszututen. Es wäre töricht, zu verkennen, daß 
die Kommunistische Partei bei den revolutionär gestimmten Massen heute 
stärkere Sympathien genießt als seit Jahren. Aber das dankt sic zum aller­
geringsten Teil ihrer eigenen Politik, wenngleich ihre derzeitige Haltung zu 
den Zentralverbänden erträglicher ist als die bisher geübte Taktik der 
disziplinierten Einordnung. Hätten die Sozialdemokraten mehr Gesinnung, 
dann wären die Kommunisten tot. Die KPD. zieht ihre etwas gestärkte 
Lebenskraft nicht aus den Parolen vorn Wedding, sondern ans denen von 
Magdeburg.

Abschied von Oskar Kanehl
Nach der Einäscherung unseres Freundes wurde mir mißbilligend gesagt, 

meine Rede am Sarge Oskar Kanehls habe nicht in ein Krematorium, son­
dern in eine Volksversammlung gehört. Da wußte ich, daß ich so ge­
sprochen habe, wie der Tote es sich gewünscht hätte. Wahrhaftig: wir 
haben keinen Privatmann den Flammen übergeben, keinen, von dessen 
Familiensinn und biederem Gehaben Aufhebens zu machen war. Die äußer­
liche Korrektheit des Regisseurs der Rotter-Bühnen war das sorgfältig ge­
hütete Inkognito einer immer gärenden, immer rebellischen, immer gewalt­
tätigen Natur, die das Korrekte, das Ebenmaß, das sittsam Geordnete, hinter 
dem sich Knechtschaft und Feigheit verbirgt, fanatisch haßte -und geekelt 
verachtete. Kanehl wünschte nicht, daß die Mitwelt in sein Leben 
sähe, er ließ sie noch nicht einmal in seinen Tod sehen. Ein Sturz aus dem 
Fenster vom vierten Stock am hellen Tage auf die belebte Straße. Vielleicht 
war es ein Schwindelanfall im Malariafieber; vielleicht war es — mir 
ist das glaubhafter — ein spontaner Entschluß, ein plötzliches Uebelbefinden 
der Laune, ein Gedanke an die entsetzliche- Stumpfheit der Gegenwart, die 
nie aus dem Augenblick zu handeln wagt, an die gehorsame Passivität der 
Arbeiterschaft, die nicht einmal angesichts der Mai morde den Mut zum 
eigenen Willen aufbrachte und weiter zur Tretmühle, weiter zur Wahlurne, 
weiter zum Zahlabend trottete. als wäre nichts geschehen. Die Trauer um 
das Fehlen jeder Initiative bei den Massen, auf die er hoffte und baute, 
mag Oskar Kanehls Initiative zur Affekttat der Selbstvernichtung in der 
furchtbaren Form gestachelt haben, die den Passanten-, Unbekannten, trägem 
und unfruchtbarem Erwerbe geschäftig Hingegebenen, aufschrecken mußte: 
auch hinter Euern Registrierkassen lauern die Dämonen!

Was vom Dichter Kanehl zu sagen ist, habe ich vor einigen Monaten 
hier ausgesprochen (FANAL, Nr. 1 dieses Jahrgangs). Es befriedigt mich, 
das Urteil nicht erst in der Stimmung der Trauer um einen Freund formen 
zu müssen, Er las selber noch meine Meinung und sprach mir seine Freude 
aus: „Den begabtestem, radikalsten und den Zeitcharakter mit seiner Unver­
schämtheit und seinen Dissonanzen am sichersten in Verse fangenden 
proletarischen Dichter unserer Zeit“ nannte ich Oskar Kanehl damals und 
sein letztes Buch „Straße frei!“ „ein pfeifendes und gellendes Dokument 
einer nur auf Pfiffe und Kreischen reagierenden Gegenwart“. Die Oppor­
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tunisten alter Sorten und Färbungen, der Staat und seine das Proletariat 
würgenden Organe, aber auch die Arbeiter selber, die den Parteien 
nachlaufen und heut vor dieser, morgen vor der entgegengesetztem Parole 
stramm stehen („Der Parteiidiot“), haben einen ihrer gefährlichsten 
weil schonungslosesten, Kritiker verloren. Denn Oskar Kanehl beanspruchte 
(ich zitiere wieder, was im Oktober im FANAL stand), „viel weniger, 
Dichter zu sein als Agitator und revolutionärer Ankläger und) Spötter. 
Agitation, Anklage, galliger Hohn ist aber in so gedrungener und dabei in 
so ungekünstelter, umgeleckter, unfrisierter Form geleistet, daß hier aus Haß 
und Schwung wahrhafte Dichtung wird.“ Die Organisation, der Kanehl 
angehörte, der Spartakus-Bund, hat einen ihrer tätigsten und einfalls­
reichsten, dabei ihren weitaus feurigsten Genossen verloren; wir alte, die 
ihn menschlich näher kannten, einen solidarischen, wahrhaft kameradschaft­
lichen Freund (ich persönlich bin ihm dankbar dafür, daß er, während ich 
in Haft saß und durch die Gefängniszensur gehindert wurde, meine Berufs­
arbeit, wo sie Berührung mit revolutionären Dingen hatte, von der Zelle 
aus zu verrichten, selbstlos die Zusammenstellung der in dem Bändchen 
„Alarm“ vereinigten Manifeste und Gedichte übernahm). Die gesamte 
deutsche Arbeiterschaft hat tausend Gründe, um den Verlust dieses 
Mahners, Warners, Kritikers und befeuernden Revolutionsdichters zu 
trauern, der sich selber einen Hetzer nannte, um ihn nicht Lügen zu strafen 
in seinem herrlichen Vertrauen, daß die Stunde der Ermannung und der 
Erhebung der unterdrückten Klasse doch einmal schlagen müsse. Genosse 
Franz Pfempfert, Oskar Kanehls nächster persönlicher und politischer 
Freund, wandte auf ihn die Worte an, die der Tote dem ermordetem Karl 
Liebknecht nachrief; „Du lebst, denn deine Proletarier leben!“

Also, Proletarier, wollt Ihr, daß Euer bester Dichter Oskar Kanehl der 
Revolution, dem Kommunismus lebe, — so seid lebendig!

Hundertprozentiger Anarchismus
Den anarchistischen Genossen steht es so wertig an wie sonst ehrlicher 

Leuten, über alle Schmählichkeiten, die sich etwa einmal innerhalb der 
eigenen Reihen begeben können, den Mantel verzeihender Nächstenliebe 
auszubreiten. Mir ist früher einmal mit Abbestellung des FANAL gedroht 
worden, wenn ich nicht darauf verzichtete, auch solche Peinlichkeiten an­
zugreifen, die von Anarchisten oder Personen ausgehen, die sich Anar­
chisten nennen. Nicht aus Angst vor dem Abspringen einiger Abonnenten, 
sondern um guten Kameraden Aerger zu ersparen, habe ich mir bisher 
wirklich in dieser Hinsicht einige Zurückhaltung auferlegt Das hat aber 
dann seine Grenze, wenn irgendein Ober Wachtmeister der wahren anar­
chistischen Tugend das Vertrauen auf die Vornehmheit dessen, der von 
ihm mit einer Strafnote bedacht wird, zu weit treibt. Ich habe keine Lust 
mehr, zu allem zu schweigen, womit Rudolf Großmann in Klosterneuburg 
in seiner „Erkenntnis und Befreiung“ den revolutionären Charakter des 
Anarchismus kompromittiert. Unser Wiener Genosse Redisch wurde in 
dem Augenblick von Großmann in seiner Gesinnung verdächtigt, wo die 
Polizei ihn verhaftete und zwar in Formen, die eher einer Solidarisierung 
mit der Staatsgewalt als der primitivsten revolutionären Kameradschaft 
ähnlich sah. Der „Syndikalist“ hat diese Infamie gebührend bezeichnet; so 
konnte hier in der Hoffnung davon abgesehen werden, der Mann, der den 
guten Geschmack hat, den Namen des Peter Ramus (Pierre de la Rantée), 
eines der reinsten Geister des sechzehnten Jahrhundert, für sich in An­
spruch zu nehmen, werde vorerst ein wenig zurückhaltender werden mit 



239

seinen Herausforderungen. Diese Hoffnung hat sich nicht erfüllt. Der Ab­
druck der Rede Gustav Landauers im FANAL Nr. 8. die sich gegen den 
sozialdemokratischen Antrag im bayerischen Rätekongreß wendete, die 
nach Eisners Ermordung festgesetzten Geiseln freizulassen, dient Groß­
mann zum Anlaß, zu behaupten, Landauer habe diese Rede sozusagen in 
geistiger Verwirrung gehalten. Er sei nämlich „durch den ganz plötzlich 
erfolgenden Tod seiner mit ihm innigst vermählt gewesenen Gattin“ „völlig 
aus seinem sonstigen, intellektuellen Gleichgewicht gebracht“ worden und 
nur „aus seinem von innerem Schmerz zerwühlten und zerrütteten Seelen­
zustand“ sei diese „tief beklagenswerte Rede“ zu begreifen. Ohne die 
langwierige Arbeit zu unternehmen, die Stellen der Großmannschen Weiner­
lichkeit aus dem Klosterneuburgischen ins Deutsche zu übertragen, die mir 
gelten, indem ich „durch eine unsachliche Anstiftung von Verwirrung 
betreffs des anarchistischen Standpunktes“ „der Reaktion keinen besseren 
Dienst leisten konnte, als diese Rede gutheißend zu veröffentlichen“, und 
zwar „zur Bemäntelung des eigenen falschen Standpunktes“, beschränke 
ich mich auf die Zurückweisung der Bemerkungen, die Landauers Andenken 
kränken und verfälschen müssen. Hedwig Lachmann starb im Februar 
1918, also ein volles Jahr vor der Rede. So nahe Landauer ihr Tod 
ging, so war er doch kein Waschlappen, der von einem privaten Leid 
sein geistiges Wirken trüben ließ. Die Zusammenstellung mehrerer Bücher 
fiel in das Trauerjahr, und man lese die Briefe nach, die er in der Zeit 
nach dem Tode seiner Frau geschrieben, hat, um Großmanns Unter­
stellung recht zu würdigen. Zur Sache meint der hundertprozentige 
Anarchist, der die Revolution mit dem Vorbehalt anstrebt, daß sie nicht 
weh tun dürfe, folgendes: „Wir unsererseits haben diese unglückliche Rede 
stets für die wirkliche! Verursachung des besonderen Hasses der weißen 
Bluthunde gegen Landauer gehalten, als den eigentlichen Anlaß zu seiner 
scheusäligen Ermordung angesehen.“ Das ist nicht wahr. Die Stenogramme 
sind in geringer Anzahl gedruckt worden und sehr schwer zu bekommen. 
Nach Klosterneuburg — das kann man als sicher annehmen — ist kein 
Exemplar gelangt, und Großmann hat erst durch FANAL von der Rede 
Kenntnis erhalten, also gar nichts darüber „stets“ gemeint. Ferner aber: 
die von Landauer als Geiseln genannten Buttmann und Lehmann haben bei 
der Niederschlagung der Räterepublik eben die verhängnisvolle Rolle ge­
spielt, an. der sie durch die Festhaltung gehindert werden sollten. Wenn 
dann noch Krapotkin zitiert wird, der in einem Brief an Lenin „Geisel­
wesen und Geiselermordung“ ehrlos und unwürdig genannt habe, so bezog 
sich das auf die Festnahme und Tötung revolutionärer Geiseln aus der 
Opposition. Wie Krapotkin über revolutionäres Verfahren gegen Konter­
revolutionäre dachte, ergibt sich klärlich aus seiner Darstellung der fran­
zösischen Revolution, aus den (von Großmann verfälschten) Worten eines 
Rebellen und anderen Belegen. Was soll übrigen das Wort „Geisel­
ermordung“ in diesem Zusammenhang? Es soll Landauers Rede verleum­
den! Die bayerischen Reaktionäre haben in dem hundertprozentigen 
Anarchisten Großmann Zulauf erhalten.

Zeitgeschichte
Es ist hier, früher schon betont worden, daß eine Monatsschrift, die 

dauernd mit Raumknappheit zu kämpfen hat, unmöglich alle wichtigen Er­
eignisse von einem Erscheinungstermin zum andern behandeln kann. Bei 
der ungeheuren Fülle des weltgeschichtlichen Geschehens seit 1914, die 
der Ausdruck der gewaltigen Verlagerungen aller gesellschaftlichen Be­
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Ziehungen sind, in deren Anfängern wir uns noch befinden — alles Orakeln 
von relativer oder absoluter Stabilisierung des Kapitalismus ist schein- 
wissenschaftliches Gegacker opportunistischer Thesenbrüder —. läßt sich 
die Tragweite und Nachwirkung einzelner Vorgänge niemals sofort über­
sehen. Das Attentat auf den Knechter Litauens mit den. nachfolgenden 
Hinrichtungen kann ebensowohl die Einleitung zu Volkserhebungen großen 
Ausmaßes gewesen sein, wie der Knall eines Autoreifens, der die Fahrt 
kaum aufhält. Der überraschende Handstreich auf Curaçao ist zweifellos 
ein Zeichen für die Unerträglichkeit der wirtschaftlichen Lage der von 
holländischen und englischen Ausbeutern geschundenen Petroleumarbeiter. 
Aber ob sich in den amerikanischen politischen Verhältnissen im Anschluß 
daran bemerkbare Aenderungen vollziehen werden, ob auch nur in Vene­
zuela selbst sich revolutionäre Versuche anschließen werden, entzieht sich 
jeder Voraussage. Hier sind diese wie manche andere Wetter Zeichen bis 
jetzt gar nicht erwähnt worden, weil die Beschäftigung mit ihnen eine 
Untersuchung erfordern würde, die. dem Nichtspezialisten, der auf Zeitungs­
berichte angewiesen ist, gar nicht möglich ist. Eher könnte man noch dem 
Besuch des erfolgreichen Hochstaplers Fuad eine ausführlichere Betrach­
tung widmen. Dessen Empfang in Berlin war ein neues Zeugnis dafür, 
wohin es in diesen Zeitläuften mit der öffentlichen Moral gekommen Ist. 
Wenn Hoffnung besteht, daß diese oder jene große Firma einen lohnenden 
Geschäftsabschluß dabei „tätigen“ kann, dann wird für einen Kerl, der 
cs dank seiner Gewissenlosigkeit und seiner Anschmeißerei an englische 
Versklaver seiner Landsleute bis zum König von Aegypten bringen konnte, 
der ganze Staatsapparat mit unsinnigen Kosten in Bewegung gesetzt und 
der byzantinische Instinkt des deutschen Republikaners gekitzelt. Dieser 
Fuad ist jetzt in Deutschland so beliebt, wie er in Aegypten verhaßt ist. 
wie denn die Könige allgemein am liebsten nach Berlin zu fahren scheinen, 
um einmal wieder das .ihnen daheim versagte Glück der Popularität zu 
kosten. Nachher fliegen sie. wie jener Amanullah auf einem vom deutschen 
Steuerzahler gespendetem Flugzeug in Pension. Sollte das auch unserm 
Fuad passieren, dann kann er wenigstens die Photographie mitnehmen, die 
seine Unsterblichkeit zusammen mit der des verhinderten größten Staats­
mannes der Welt, Rudolf Breitscheid, sichert.

Es wird dem Chronisten verziehen werden, wenn er auch die Auslands­
reisen des Dr. Stresemann mach Madrid und Paris nicht so wichtig nimmt, 
wie die Eckermanns, die sich dieser bedeutende Politiker in den Redak­
tionen aller wohlgesinnten Zeitungen hält. Die ganze Konferenzherrlichkeit, 
die mit mörderlichem Tamtam den diplomatischen Wind um die Geschäfte 
der Weltfinanz macht, hat keine andere Bedeutung als die, neben den 
internationalen. Wirtschaftskonzernen die Wichtigkeit der Staatskanzleien in 
Erinnerung zu bringen. Hat sonst vielleicht niemand ein Interesse dran, so 
doch die Militärs, die ohne Konflikte zwischen den Hütern des Welt­
friedens keine Lebensberechtigung ¡hätten. Nächstens soll eine Konferenz 
steigen, bei der zwischen Rußland und den anderen Ländern die richtige 
Form des Verkehrs gefunden werden soll. Da Herr Macdonald mit Moskau 
wieder gut sein will, wird das Riesentempo, in dem sich dort der Sozialis­
mus aufbaut, wohl noch mehr beschleunigt werden. Vorerst erfährt man 
durch „Le Libertaire“. daß unser italienischer Genosse Ghezzi, der mit 
Mühe und Not vor dem Schicksal Boldrinis bewahrt werden konnte und 
aus dem wir üblichen Deutschland ausgewiesen. in Rußland das Asyl des 
Revolutionärs fand, jetzt dort verhaftet sei. Wir wollen die Bestätigung 
der unglaublichen Nachricht, die nach allem Erlebten leider doch zu glauben 
ist, abwarten. Und dann ist ausgiebige Beschäftigung mit dem russischen 
Anteil an der Zeitgeschichte wieder einmal dringend geboten.
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♦
Donnerstag, den 4. Juli Mitgliederversammlung
Es wird erwartet, daß alle in der A.-V. organisierten Kameraden zu 
dieser Zusammenkunft erscheinen, da an diesem Abend für uns äußerst 

wichtige Entscheidungen zu treffen sind.

♦
Anarchistische Jugend Deutschland, Bezirk Berlin
Die bisherige Anschrift des Obmannes ist infolge Ueberganges zur 
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Der Kampf zwischen dem Persönlichkeits­
bewußtsein der Frau und dem elementaren 
Triebe wird mit leidenschaftlicher Anteil­
nahme und mit genialer Einführung dar­
gestellt. Eine einzigartige Erscheinung in 
der modern. Literatur. Beil. Morgenzeitg.

Zn beziehen durch alle Buchhand­
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Generation, 
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Eine wertvolle, unsere Kenntnisse der verborgenen Beziehungen zwischen Körper und 
Willen, zwischen Liebe und Leben des Weibes tief bereichernde Tat. Berl. Volkszeitung
. . . gehört zu den großen Merkwürdigkeiten der Literatur. Das freie Volk
Bewundernswert ist die Vereinigung von Sinnesglut mit jener hohen Sittlichkeit, die 
es als unmöglich empfindet, den Mann nicht mehr zu lieben, an dem die Liebende 
zum Weibe und Menschen gereift ist. Literarisches Echo

EROTIK UND ALTRUISMUS
vom Helene Stöcker

VERKÜNDER UND VERWIRKLICHER
Broschiert RM. 1.—

Helene Stöcker kämpft gegen die Unnatur 
und Verlogenheit des modernen Ge­
schlechtslebens. Sie steht in ihrem Freimut 
und ihrer stolzen Wahrhaftigkeit beinahe 
unerreicht da. Die schaffende Frau

von Helene Stöcker
Preis geb. RM. 3.—, kart. RM. 2.—

Beiträge zum Gewaltproblem nebst einem 
zum ersten Male in deutscher Sprache 

veröffentlichten Briefe Tolstois.



Geschichtsfälschungen
dienen der Unterstützung von Parteidogmen und sind leider 
allgemein üblich geworden. Der Kampf um den Sozialismus 
kann nur geführt werden durch offene Kritik und wahrheits­
gemäße Ueberlieferung des Geschehenen.

Die Geschichte
der deutschen Revolution

wird von den marxistischen Parteien regelrecht verfälscht. Tapfere 
Kämpfer und Märtyrer der Freiheit werden aus Parteilichkeit zu 
Feiglingen und Renegaten gemacht, Fehler der eigenen Partei 
bemäntelt.

Es wird deshalb willkommen sein, eine Schilderung von 
Revolutions-Ereignissen zu lesen, die von einem unmittelbar 
Beteiligten geschrieben wurde, der seine Fehler und Irrtümer 
nicht verschweigt oder verfälscht.

Die Entstehung
der bayerischen Räterepublik

die Haltung der Anarchisten in der bayerischen Revolution wird 
geschildert in der aufschlußreichen Broschüre von

Erich Mühsam:
Von Eisner bis Leviné

Die Schrift enthält umfangreiches und der Oeffentlichkeit bisher 
unbekanntes Material! Sie gehört in die Hand eines jeden Genossen !

Umfang: 70 Seiten Preis: 90 Pfg.

Zn beziehen durch den Buchhandel oder direkt vom

FANAL-VERLAG
ERICH MÜHSAM, Berlin-Britz 2, Dorchläuchtingstr. 48


